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Leitsätze Der Anspruch auf Versorgung mit einem
Elektrorollstuhl als Hilfsmittel nach § 31
SGB VII umfasst auch die Versorgung mit
dem zum Betrieb des Rollstuhls
notwendigen Ladestrom.

Normenkette SGB VII § 31 Abs 1
SGB VII § 56

1. Instanz

Aktenzeichen S 10 U 67/99
Datum 09.06.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 U 95/00
Datum 05.02.2003

3. Instanz

Datum 22.06.2004

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landessozialgerichts Sachsen-
Anhalt vom 5. Februar 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger
die auÃ�ergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits auch fÃ¼r das Revisionsverfahren
zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I
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Der KlÃ¤ger begehrt von der beklagten Unfallkasse die Ã�bernahme der Kosten
fÃ¼r den Ladestrom seines Elektrorollstuhls.

Der 1982 geborene KlÃ¤ger erlitt am 10. Juni 1998 als SchÃ¼ler einen von der
Beklagten zu entschÃ¤digenden Badeunfall, der zu einer kompletten
QuerschnittslÃ¤hmung unterhalb des 5. HalswirbelkÃ¶rpers fÃ¼hrte. Die Beklagte
bewilligte ua eine Verletztenrente nach einer Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit
(MdE) von 100 vH und versorgte den KlÃ¤ger auch mit einem Elektrorollstuhl. Den
Antrag auf Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r den Ladestrom des Elektrorollstuhls lehnte
sie ab, weil in der Verletztenrente ein pauschaler Ausgleich fÃ¼r den durch den
Gesundheitsschaden auftretenden Mehrbedarf, wie die Stromkosten fÃ¼r den
Elektrorollstuhl, enthalten sei (Bescheid vom 24. Juni 1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 17. September 1999).

Das Sozialgericht (SG) hat die Beklagte verurteilt, die Stromkosten fÃ¼r den
Elektrorollstuhl zu erstatten und zukÃ¼nftig zu Ã¼bernehmen (Urteil vom 9. Juni
2000). Das Landessozialgericht Sachsen-Anhalt (LSG) hat den Sachverhalt
hinsichtlich der entstehenden Kosten (monatlich knapp 3 Euro) weiter aufgeklÃ¤rt
und die Berufung zurÃ¼ckgewiesen (Urteil vom 5. Februar 2003). Es hat zur
BegrÃ¼ndung im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Der Anspruch des KlÃ¤gers auf
Versorgung mit dem Hilfsmittel eines Elektrorollstuhls gemÃ¤Ã� Â§Â§ 26, 31 des
Siebten Buches Sozialgesetzbuch â�� Gesetzliche Unfallversicherung (SGB VII)
umfasse zugleich die Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r den Ladestrom, um den
Rollstuhl funktionsfÃ¤hig zu halten. Die Pflicht zur Ã�bernahme der
Ladestromkosten folge aus dem Sinn und Zweck der Bereitstellung des Hilfsmittels,
weil nur ein funktionsbereites Hilfsmittel seine Funktion erfÃ¼llen kÃ¶nne (Hinweis
auf BSG SozR 3-2500 Â§ 33 Nr 11, 24 zur gesetzlichen Krankenversicherung). Zur
Versorgung mit einem Hilfsmittel zÃ¤hlten daher auch die Stromkosten fÃ¼r die
Energieversorgung des Hilfsmittels. Dem kÃ¶nne nicht entgegengehalten werden,
dass es vorliegend nur ca 3 Euro im Monat seien, da es keine
GeringfÃ¼gigkeitsgrenze im SGB VII oder in der Verordnung Ã¼ber die
orthopÃ¤dische Versorgung Unfallverletzter gebe. Der Mehrbedarf werde auch nicht
durch die Verletztenrente abgedeckt, die nicht nur die Kompensation des
Einkommensverlustes, sondern auch einen Ausgleich fÃ¼r immaterielle SchÃ¤den
beinhalte (Hinweis auf BSGE 82, 83 ff = SozR 3-2600 Â§ 93 Nr 7). Zu den durch die
Verletztenrente ausgeglichenen SchÃ¤den gehÃ¶rten nicht die Mehrkosten fÃ¼r
den Betrieb von Hilfsmitteln. FÃ¼r das soziale EntschÃ¤digungsrecht habe das
Bundessozialgericht (BSG) (Hinweis auf SozR 3-3100 Â§ 11 Nr 6) entschieden, dass
die Allgemeinheit den Mehraufwand fÃ¼r die Heilbehandlung im vollen Umfang zu
Ã¼bernehmen habe, ohne dass der BeschÃ¤digte die Grundrente nach Â§ 31 des
Bundesversorgungsgesetzes (BVG) antasten mÃ¼sse. Nichts anderes gelte fÃ¼r die
gesetzliche Unfallversicherung: Es sei ein allgemeiner Grundsatz, dass die
Ausgleichsfunktion, die der Verletztenrente innewohne, nicht durch eine
Abschmelzung der Leistung der Heilbehandlung geschmÃ¤lert werden dÃ¼rfe.

Mit ihrer Revision rÃ¼gt die Beklagte die Verletzung materiellen Rechts. Sie macht
geltend: Es gebe keine konkrete Regelung und keine Rechtsgrundlage zur
Ã�bernahme der Ladestromkosten, da diese weder unter den Begriff der
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Instandsetzung noch des ZubehÃ¶rs fallen wÃ¼rden. Ein Vergleich mit den
Batterien der HÃ¶rgerÃ¤te gehe fehl, weil diese im Gegensatz zu Strom nicht
Ã¼berall und jederzeit verfÃ¼gbar seien. Auch bei der Kraftfahrzeughilfe seien die
Betriebs- und Unterhaltskosten vom Versicherten zu erbringen. Die Rechtsprechung
zur gesetzlichen Krankenversicherung sei nicht ohne weiteres Ã¼bertragbar. Denn
in der gesetzlichen Unfallversicherung erfolge die Rehabilitation "mit allen
geeigneten Mitteln", wÃ¤hrend die gesetzliche Krankenversicherung auf die
notwendigen Kosten beschrÃ¤nkt sei. Die in Â§ 93 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch â�� Rentenversicherung deutlich werdende Doppelfunktion der
Verletztenrente und der Bezug auf die Grundrente nach dem BVG sprÃ¤chen gegen
eine Ã�bernahme der Ladestromkosten. Die HÃ¶he der Kosten wÃ¼rde durch die
persÃ¶nliche LebensfÃ¼hrung des KlÃ¤gers und die von ihm zurÃ¼ckgelegten
Wege beeinflusst. Die Hilfsmittelrichtlinien wÃ¼rden zwar keine
GeringfÃ¼gigkeitsgrenze enthalten, angesichts einer Rente nach einer MdE von 100
vH sei die Ã�bernahme der geschÃ¤tzten Kosten von rund 3 Euro monatlich dem
KlÃ¤ger aber zumutbar.

Die Beklagte beantragt, die Urteile des Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt vom 5.
Februar 2003 und des Sozialgerichts Stendal vom 9. Juni 2000 aufzuheben und die
Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger stellt keinen Antrag.

II

Die Revision der Beklagten ist unbegrÃ¼ndet. Das LSG hat zu Recht die Berufung
gegen das klagestattgebende Urteil des SG zurÃ¼ckgewiesen. Denn die Beklagte
ist verpflichtet, die laufenden Kosten fÃ¼r den Ladestrom des Elektrorollstuhls des
KlÃ¤gers zu Ã¼bernehmen.

Die Klage ist als kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs 4 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG)) zulÃ¤ssig, weil der KlÃ¤ger eine Leistung, auf die ein
Rechtsanspruch besteht, nÃ¤mlich die Versorgung mit Strom (oder eine
entsprechende KostenÃ¼bernahme) als Annex-Leistung zu der ihm schon
gewÃ¤hrten Sachleistung "Versorgung mit einem Elektrorollstuhl" nach Â§ 31 Abs 1
SGB VII begehrt. Der Umstand, dass die Zahlungen zum Teil erst in Zukunft fÃ¤llig
werden, steht der ZulÃ¤ssigkeit der Klage nicht entgegen bzw fordert keine
entsprechende BeschrÃ¤nkung derselben, weil vorliegend der Anspruch auf
Stromversorgung dem Grunde nach umstritten ist und es sich nur um Leistungen
handelt, die ausgehend von dem Grundanspruch in die Zukunft hineinreichen (BSGE
15, 228). Dass die von der Beklagten genau zu zahlenden BetrÃ¤ge nicht
feststehen, ist ebenfalls unschÃ¤dlich, da sie insofern dem Grunde nach verurteilt
werden kann (Â§ 130 SGG).

Rechtsgrundlage auch fÃ¼r die Versorgung mit Ladestrom ist Â§ 31 Abs 1 SGB VII.
Danach sind Hilfsmittel alle Ã¤rztlich verordneten Sachen, die den Erfolg der
Heilbehandlung sichern oder die Folgen von GesundheitsschÃ¤den mildern oder
ausgleichen. Dazu gehÃ¶ren insbesondere KÃ¶rperersatzstÃ¼cke, orthopÃ¤dische
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und andere Hilfsmittel einschlieÃ�lich der notwendigen Ã�nderung, Instandsetzung
und Ersatzbeschaffung sowie die Ausbildung im Gebrauch der Hilfsmittel.

Dass der KlÃ¤ger Anspruch auf Versorgung mit einem Elektrorollstuhl nach dieser
Vorschrift durch die Beklagte hat, ist zwischen den Beteiligten nicht umstritten und
steht aufgrund der fÃ¼r den Senat bindenden (Â§ 163 SGG) tatsÃ¤chlichen
Feststellungen des LSG fest. Die Versorgung mit einem Elektrorollstuhl umfasst
jedoch nicht nur den Rollstuhl als solchen, sondern auch den notwendigen Strom,
damit der Rollstuhl rollen kann. Dies hat das BSG fÃ¼r die Hilfsmittelerbringung in
der gesetzlichen Krankenversicherung nach Â§ 33 des FÃ¼nften Buches
Sozialgesetzbuch â�� Gesetzliche Krankenversicherung (SGB V) (BSGE 80, 93 = 
SozR 3-2500 Â§ 33 Nr 24) sowie im sozialen EntschÃ¤digungsrecht nach Â§ 13 Abs
1 BVG (BSG SozR 3-3100 Â§ 11 Nr 6) schon entschieden und fÃ¼r die gesetzliche
Unfallversicherung gilt dies entsprechend (ebenso die gesamte einschlÃ¤gige
Literatur zu den Betriebskosten von Hilfsmitteln: Krasney in: Handbuch der
Sozialversicherung, SGB VII, Stand: Januar 2004, Â§ 31 RdNr 10; Benz in: Hauck,
SGB VII, Stand: Januar 2004, Â§ 31 RdNr 22; ders, BG 1999, 42, 48; Franz in:
Lauterbach, Gesetzliche Unfallversicherung, SGB VII, Stand: November 2003, Â§ 31
RdNr 20; Mehrtens, Gesetzliche Unfallversicherung, Stand: Januar 2004, Â§ 31 SGB
VII RdNr 7.3). Denn der Anspruch auf ein Hilfsmittel umfasst nach der
Rechtsprechung des BSG alles, was erforderlich ist, um dem Versicherten den
bestimmungsgemÃ¤Ã�en Gebrauch des Hilfsmittels zu ermÃ¶glichen (BSGE 80, 93
= SozR 3-2500 Â§ 33 Nr 24). Daher umfasst die Versorgung mit einem Hilfsmittel
grundsÃ¤tzlich auch die Versorgung mit der Energie, die zur Nutzung des
Hilfsmittels erforderlich ist (vgl zu HÃ¶rgerÃ¤tebatterien: BSGE 46, 183 = SozR
2200 Â§ 182b Nr 7).

Dies mag nicht ausschlieÃ�en, dass der Gesetzgeber eine GeringfÃ¼gigkeitsgrenze
einfÃ¼hrt (vgl zB allgemein fÃ¼r Hilfsmittel in der gesetzlichen
Krankenversicherung: Â§ 34 Abs 4 SGB V in der Fassung des Gesetzes zur
Modernisierung der gesetzlichen Krankenversicherung vom 14. November 2003, 
BGBl I 2190 iVm der dazugehÃ¶rigen Verordnung). In der gesetzlichen
Unfallversicherung gibt es eine derartige Grenze jedoch nicht (vgl neben Â§ 31 SGB
VII insbesondere auch die schon genannte Verordnung Ã¼ber die orthopÃ¤dische
Versorgung Unfallverletzter vom 18. Juli 1973 (BGBl I 871), zuletzt geÃ¤ndert durch
Gesetz vom 7. August 1996 (BGBl I 1254 â�� OrthVersorgUVV). Von daher kann der
Einwand der Beklagten, dass die monatlichen Ladestromkosten nur auf rund 3 Euro
zu schÃ¤tzen sind, keine BerÃ¼cksichtigung finden. Im Ã�brigen kennt die
gesetzliche Unfallversicherung im Gegensatz zur gesetzlichen Krankenversicherung
zB auch keine Zuzahlungen bei Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln (vgl
einerseits Â§Â§ 29 bis 31 SGB VII, andererseits Â§ 31 Abs 3, Â§ 32 Abs 2, Â§ 33 Abs
2 Satz 5 SGB V) und fÃ¼r eine allgemeine GeringfÃ¼gigkeits- oder
Zumutbarkeitsgrenze in der gesetzlichen Unfallversicherung ist keine
Rechtsgrundlage ersichtlich. Die von der Beklagten angefÃ¼hrte
GegenÃ¼berstellung, dass die gesetzliche Krankenversicherung nur die
"notwendigen" Leistungen erbringe (vgl Â§ 27 Abs 1 Satz 1 SGB V) wÃ¤hrend die
gesetzliche Unfallversicherung "alle geeigneten Mittel" (vgl Â§ 26 Abs 2 SGB VII)
einzusetzen habe, spricht gerade fÃ¼r eine Ã�bernahme der Ladestromkosten auch
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in der gesetzlichen Unfallversicherung, zumal die EntschÃ¤digungsleistungen
aufgrund eines Arbeitsunfalls nicht geringer sein kÃ¶nnen, als die Leistungen in der
gesetzlichen Krankenversicherung (vgl Krasney in: Handbuch der
Sozialversicherung, SGB VII, Stand: Januar 2004, Â§ 31 RdNr 5). Nichts anderes folgt
aus der allgemeinen VerfÃ¼gbarkeit von Strom im Gegensatz zu den Batterien fÃ¼r
HÃ¶rgerÃ¤te (zur Vereinbarkeit der vorliegenden Kostenerstattung mit dem
Sachleistungsprinzip vgl BSGE 80, 93, 95 = SozR 3-2500 Â§ 33 Nr 24), weil dies ein
rein tatsÃ¤chlicher Gesichtspunkt ohne erkennbare rechtliche Auswirkungen ist.

Der Vergleich mit der Kraftfahrzeughilfe nach Â§ 40 SGB VII iVm der Verordnung
Ã¼ber Kraftfahrzeughilfe zur beruflichen Rehabilitation vom 28. September 1987
(BGBl I 2251), zuletzt geÃ¤ndert durch Gesetz vom 23. Dezember 2003 (BGBl I
2848) fÃ¼hrt zu keinem anderen Ergebnis. Denn die Kraftfahrzeughilfe ist eine
grundsÃ¤tzlich andere Leistung als die Hilfsmittelversorgung (vgl nur die
systematische Stellung beider Regelungen im SGB VII) und die BeschrÃ¤nkung auf
die Leistungen zur Beschaffung sowie der Ausschluss der laufenden Betriebs- und
Unterhaltskosten ergeben sich bei der Kraftfahrzeughilfe schon aus dem
eindeutigen Wortlaut des Â§ 40 Abs 2 SGB VII. Im Ã�brigen besteht zwischen einem
Kraftfahrzeug und einem Elektrorollstuhl ein grundsÃ¤tzlicher, erheblicher
Unterschied (vgl auch Â§ 6 OrthVersorgUVV). Dass der Umfang der von der
Beklagten zu erbringenden Leistung â�� vorliegend die Menge des verbrauchten
Stroms â�� von den persÃ¶nlichen Gewohnheiten des Verletzten abhÃ¤ngt, ist bei
der Versorgung mit Hilfsmitteln nichts UngewÃ¶hnliches. Nach Â§ 3 Abs 5 Satz 1
OrthVersorgUVV sind die KÃ¶rperersatzstÃ¼cke und Hilfsmittel "bei Bedarf" in
Stand zu setzen oder zu ersetzen.

Die Zahlung von Verletztenrente nach einer MdE von 100 vH gemÃ¤Ã� Â§ 56 SGB
VII durch die Beklagte an den KlÃ¤ger aufgrund des Versicherungsfalls Ã¤ndert an
diesem Ergebnis nichts. Dass der Verletztenrente verschiedene Funktionen
zukommen, hat das BSG wiederholt betont (vgl BSGE 71, 299, 301 f = SozR 3-2500
Â§ 61 Nr 2; BSGE 82, 83, 89 f = SozR 3-2600 Â§ 93 Nr 7, zuletzt SozR 3-5910 Â§ 76
Nr 4). Aus keiner dieser Funktionen folgt jedoch, dass der KlÃ¤ger sich die
Verletztenrente auf bestimmte, ihm nach anderen Vorschriften zustehende
Leistungen anrechnen lassen muss. Denn eine derartige Anrechnungsregel kennt
das SGB VII nicht. Auch wenn ein Teil der Verletztenrente zum Ausgleich von
Mehraufwendungen seitens der Verletzten verwandt wird, die gesunde Menschen
nicht haben, kann hieraus keine Anrechnungsregel gegenÃ¼ber anderen
Leistungen des SGB VII hergeleitet werden (vgl ebenso zum sozialen
EntschÃ¤digungsrecht: BSG SozR 3-3100 Â§ 11 Nr 6: Keine Anrechnung der
Ladestromkosten fÃ¼r einen Elektrorollstuhl auf die Grundrente nach dem BVG). Im
Ã�brigen haben nicht alle Verletzten zwingend solche Mehrausgaben und die
Festlegung des anzurechnenden Teils wÃ¤re mangels gesetzlicher Vorgaben mehr
oder weniger zufÃ¤llig.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.
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